
len. Die privaten Banken 
werden ebenfalls ihren Bei-
trag leisten, um die Insol-
venzgefahr bei der IKB zu 
bannen. Diese Entschei-
dung ist ein Ergebnis der 
Abwägung der aus einer 
Ausweitung dieser Krise 
resultierenden Risiken und 
den möglicherweise daraus 
resultierenden Belastungen 
für den Bundeshauhalt. 
Zusätzlich gilt es, aus die-
sem und ähnlichen Vorfäl-
len die richtigen politischen 
Konsequenzen zu ziehen. 

Die CDU/CSU-Fraktion un-
terstützt deshalb die Ab-
sicht des Bundeswirt-
schaftsministers, die Repri-
vatisierung der IKB rasch 
und entschlossen voranzu-
treiben. Dies ist die aus 
ordnungspolitischer Sicht 
richtige Antwort auf die 
Vorkommnisse um die IKB. 
Gleichzeitig wird auch zu 
prüfen sein, inwieweit die 
KfW ihren Aufsichtspflich-
ten genügt hat. 

 

Ihr und Euer 

Liebe Parteifreunde, liebe 
Mitstreiter, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

Am vergangenen Sonntag 
wurde in Hamburg eine 
neue Bürgerschaft gewählt. 
Ole von Beust ist es auf 
eindrucksvolle Weise gelun-
gen, Hamburg wieder auf 
einen guten Kurs zu brin-
gen. Die Ergebnisse spre-
chen eine klare Sprache: 
Eine große Mehrheit der 
Hamburgerinnen und Ham-
burger möchte, dass Ole 
von Beust Erster Bürger-
meister bleibt.  

Denn auch in Hamburg 
spüren die Bürgerinnen 
und Bürger: Wo die Union 
regiert, geht es den Men-
schen besser. Damit die 
CDU ihre erfolgreiche Arbeit 
für die Hansestadt fortset-
zen kann, ist es nun in ers-
ter Hinsicht wichtig den 
geeigneten Koalitionspart-
ner zu finden.  

Die spektakulären Ermitt-
lungen wegen Steuerhinter-
ziehung haben uns erschüt-
tert. Sollten sich die Vermu-
tungen als richtig erweisen, 
wäre das Ausmaß der Steu-
erhinterziehung erschre-
ckend. Das Verhalten eini-
ger Spitzenverdiener und 
ihre Bereitschaft, sich mit 
krimineller Energie Vorteile 
zulasten der Allgemeinheit 
zu verschaffen, sind uner-
träglich.  

Steuerhinterziehung ist 
kein Kavaliersdelikt, son-
dern eine Straftat, die mit 
der ganzen Härte des Ge-
setzes geahndet werden 

muss. Denn Steuerhinter-
zieher leben auf Kosten der 
ehrlichen Bürgerinnen und 
Bürger. Liechtenstein ist 
aufgerufen, mit den deut-
schen Behörden zu koope-
rieren und die Möglichkei-
ten zur Steuerhinterziehung 
über Finanzinstitute zu un-
terbinden. Ein Defekt unse-
res Wirtschaftssystems 
lässt sich aus den bekannt 
gewordenen kriminellen 
Machenschaften aber nicht 
ableiten.  

Die soziale Marktwirtschaft 
ist das Fundament unseres 
Wohlstandes und sichert 
den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in Deutsch-
land. Sie wird getragen von 
Millionen von Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern 
und ganz besonders von 
den mittelständischen Un-
ternehmerinnen und Unter-
nehmern. Das System der 
sozialen Marktwirtschaft ist 
intakt – aber alle, die da-
von profitieren, haben auch 
die Verantwortung, die Ak-
zeptanz unserer Wirt-
schafts- und Gesellschafts-
ordnung durch ihr Handeln 
nicht in Frage zu stellen.  

Die Bundesregierung hat 
im Falle der Krise der Mit-
telstandsbank IKB reagiert 
und mit einem Notfallplan 
ein Ausweiten der Krise 
verhindert. Sie hat zuge-
sagt, im Rahmen neuer 
Vereinbarungen Mittel von 
insgesamt bis zu 1,2 Mrd. 
Euro zur Verfügung zu stel-
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BERLIN AKTUELL  
DIE CDU IM BUNDESTAG 

Als Parteien der bürgerlichen 
Mitte verstehen sich CDU 
und CSU auch als Anwälte 
des Eigentums. Eigentum ist 
keine Schande, sondern im 
Regelfall Ergebnis harter 
Arbeit. Dies muss auch bei 
der anstehenden Reform der 
Erbschaftsteuer zum Aus-
druck kommen. 

Ein wichtiger Bestandteil der 
Reform ist die Neuregelung 
der Besteuerung bei Be-
triebsübergängen, wobei das 
wirtschaftspolitische Ziel in 
der Erhaltung möglichst vie-
ler Familienunternehmen 
sowie deren Arbeitsplätze 
und das gesellschaftspoliti-
sche Ziel in der wirtschaftli-
chen Stärkung des Mit-

telstandes liegen. Weiter 
muss die Reform die Vorga-
ben des Bundesverfassungs-
gerichts umsetzen, nach 
denen, die unterschiedliche 
Behandlung von Grund- und 
Kapi ta lvermögen auf -
zugeben und generell von 
Verkehrswerten auszugehen 
ist.  

Das Bundeskabinett hat ei-
nen Gesetzentwurf verab-
schiedet, dessen wichtigste 
Punkte gegenwärtig disku-
tiert werden. Vorgesehen ist 
die Schonung der engen 
Verwandten bei der Verer-
bung einer Immobilie durch 
eine Anhebung der Freibeträ-
ge zum Ausgleich der stei-
genden Bemessungsgrundla-

ge. Bei der Vererbung von 
Betriebsvermögen ist eine 
steuerliche Verschonungsre-
gelung vorgesehen, die an 
eine Behaltensfrist für das 
Unternehmen von 15 Jahren, 
eine mit der Lohnsumme 
verknüpfte Erhaltung von 
Arbeitsplätzen innerhalb von 
zehn Jahren und eine Pau-
schale von 15% für nichtbe-
triebsnotwendiges Vermögen 
verbunden ist. Kleinstunter-
nehmen sollen durch einen 
gleitenden Abzugsbetrag 
möglichst ganz verschont 
bleiben. Der Gesetzentwurf 
ist auf eine Reihe begründe-
ter kritischer Einwendungen 
gestoßen, die im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens 
überprüft werden müssen. 

Dr. Michael Luther: Gesetzentwurf zur 
Erbschaftsteuerreform muss verbessert werden 

Die SPD hatte in der ver-
gangenen Woche vorge-
schlagen, den Kinderfreibe-
trag zu kürzen und die 
nächste Kindergelderhö-
hung auszusetzen, um das 
eingesparte Geld für Schul-
speisungen und den Aus-
bau der Kinderbetreuungs-
plätze einzusetzen. Dieser 
Vorschlag bedeutete eine 
nicht zu rechtfertigende 
Einmischung des Staates in 
ureigenstes Elternrecht. 
Inzwischen hat die SPD auf 
Druck der Union Einlenken 
bei der Frage der Kinder-
gelderhöhung signalisiert. 
Das Grundgesetz weist El-
tern die Pflege und Erzie-
hung ihrer Kinder als 
„deren natürliches Recht 
und ihnen zuvörderst oblie-
gende Pflicht“ zu. Deshalb 
kann es nicht sein, dass 
der Staat immer mehr Auf-
gaben an sich zieht und für 
die Eltern entscheidet, was 
gut für ihre Kinder ist. Soll-
te der vom Bundesfinanz-
minister im Herbst 2008 
vorzulegende Existenzmini-
mumsbericht zu dem Er-
gebnis kommen, dass der 
Kinderfreibetrag aufgrund 
gestiegener Lebenshal-
tungskosten angehoben 
werden muss, ist es poli-
tisch geboten, auch das 
Kindergeld zu erhöhen 

(derzeit 154 Euro für das 
erste bis dritte Kind und 
179 Euro ab dem vierten 
Kind). Dies muss nicht 
zwangsläufig zur einheitli-
chen Anhebung führen – 
das wäre in der Tat Politik 
mit der Gießkanne. 10 Euro 
mehr für alle Kinder bedeu-
ten zwei Milliarden Euro 
Mehrkosten. Vieles spricht 
dafür, eine Kindergelderhö-
hung nach Anzahl der Kin-
der zu staffeln, damit vor 
allem Mehrkindfamilien 
stärker berücksichtig wer-
den. In diesen Familien ist 
die Erwerbstätigkeit beider 
Eltern oft nicht möglich und 
auch nicht erwünscht. Eine 
Kindergelderhöhung könn-
te für diese Familien eine 
spürbare Entlastung brin-
gen und würde ganz sicher 
von der ganz überwiegen-
den Zahl der Eltern zum 
Wohle ihrer Kinder verwen-
det. Im Übrigen ist darauf 
hinzuweisen, dass das Kin-
dergeld nicht verwechselt 
werden sollte mit dem Sozi-
algeld für Kinder, deren 
Eltern Sozialhilfe oder ALG 
II als Transferleistung erhal-
ten. Hier beträgt der Regel-
satz für Kinder unter 14 
Jahren derzeit 208 Euro 
plus anteilige Kosten für 
Unterkunft und Heizung.  

Am vorletzten Sonntag hat 
sich das Kosovo für unab-
hängig erklärt. Es wäre 
wünschenswert gewesen, 
dass die intensiven diplo-
matischen Vermittlungsbe-
mühungen zwischen Ser-
ben und Kosovo-Albanern 
zu einer einvernehmlichen 
Lösung der Statusfrage 
geführt hätten. Da der Wille 
dazu auf beiden Seiten 
sowie im Rahmen der Ver-
einten Nationen jedoch 
nicht vorhanden war, gab 
es zur Unabhängigkeitser-
klärung keine Alternative. 
Der Status Quo hätte die 
Stabilisierung des Westbal-
kans erheblich erschwert. 

Es ist jedoch zu begrüßen, 
dass eine große Mehrheit 
der EU-Mitgliedstaaten sich 
auf ein zügiges Vorgehen 
zur internationalen Aner-
kennung des Kosovo ver-
ständigt hat. Jetzt ist es an 
der Zeit, klare Verhältnisse 
zu schaffen.  

Fest steht: Deutschland hat 
ein nationales Sicherheits-
interesse an stabilen, fried-
lichen und demokratischen 
Staaten auf dem Balkan. 
Der Zerfall Jugoslawiens 
hat deutlich gezeigt, welche 

Dies betrifft die praxisfremde 
Behaltensfrist, die starre 
Lohnsummenregel, die 
Nichtberücksichtigung von 
Vermögensverwaltungsunter-
nehmen, die gesetzliche 
Behandlung der Bewertungs-
methoden, den Wegfall der 
Verschonung bei Landwirten, 
die ihre Flächen verpachtet 
haben, sowie die Höhe der 
Steuersätze in der Steuer-
klasse I. Die Erwartungshal-
tung der Betroffenen ist 
groß. Die Unionsparteien 
müssen mit allen Kräften 
darum kämpfen, damit wir 
am Ende zu einer mit-
telstands- und eigentums-
freundlichen Lösung kom-
men.  

unmittelbaren Auswirkun-
gen die damit verbundenen 
Konflikte auf Deutschland 
hatten. Deshalb unterstüt-
zen wir mit 200 entsende-
ten Kräften aus Deutsch-
land die EULEX-Mission 
(European Union Rule of 
Law Mission in Kosovo). Es 
ist der größte zivile Einsatz 
der EU-Geschichte. Insge-
samt werden rund 1.800 
Polizei-, Zoll- und Verwal-
tungsbeamte, Richter sowie 
Staatsanwälte den Ausbau 
rechtsstaatlicher Struktu-
ren unterstützen. Wichtig 
ist, dass es in den nächs-
ten Wochen zu einem fried-
lichen Übergang kommt. 
Der NATO-geführten KFOR-
Mission kommt eine beson-
dere Aufgabe zu.  

Die Präsidentschaftswah-
len in Serbien haben zu-
dem gezeigt, dass es der 
politische Wille der Serben 
ist, ihr Land weiter an die 
EU heranzuführen. Diesen 
Weg werden wir unterstüt-
zen. 

Dr. Michael Luther: Für mehr 
Entscheidungsfreiheit für Eltern 
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Die Woche im Bundestag  Berlin Aktuell 
DIE CDU IM BUNDESTAG 

Zahlen, Fakten, Wissenswertes 
den Gewerbe: Im vergange-
nen Jahr waren im Jahres-
durchschnitt rund 5,2 Milli-
onen Menschen im Verar-
beitenden Gewerbe tätig. 
Das sind rund 1,7 Prozent 
mehr als 2006. Die Zahl 
der im Jahr 2007 geleiste-
ten Arbeitsstunden nahm 
im Vergleich zum entspre-
chenden Vorjahr um 2,0 
Prozent auf 8,2 Milliarden 
z u .  D i e  E n t g e l t e  
( B r u t t o l o h n -  u n d  -
gehaltsumme) lagen mit 
217 Milliarden Euro um 4,1 
Prozent höher als 2006. 
Die stärksten Zuwächse 
waren im Bereich Herstel-
lung von Metallerzeugnis-
sen (plus 5,6 Prozent), im 
Maschinenbau (plus 4,2 
Prozent) und in der Herstel-
lung von Geräten der Elekt-
rizitätserzeugung (plus 2,4 
Prozent) zu verzeichnen 
(Quelle: Statistisches Bun-
desamt) 

 Überwiegende Mehrheit 
der Drei- bis Fünfjährigen 
gehen in den Kindergarten: 
89 Prozent aller Kinder im 
Kindergartenalter von drei 
bis fünf besuchen heute 
den Kindergarten. Damit 
hat sich diese Zahl weiter 
erhöht. 2006 wurden 87 

Prozent der Kinder dieser 
Altersgruppe in einem Kin-
dergarten betreut. In Ost-
deutschland liegt die Kin-
dergartenquote mit 94 Pro-
zent höher als in den alten 
Bundesländern (88 Pro-
zent). (Quelle: Statistisches 
Bundesamt) 

Deutlich höhere Schulab-
brecherquote unter Auslän-
dern: In Deutschland leben-
de ausländische Jugendli-
che brechen häufiger die 
Schule ab als deutsche 
Schüler. Während 9,3 Pro-
zent der deutschen Jugend-
lichen die Schule ohne Ab-
schluss verlassen, ist die 
Quote unter jungen Auslän-
dern mit 19,4 Prozent mehr 
als doppelt so hoch. Aller-
dings sind die Unterschiede 
zwischen den einzelnen 
Bundesländern signifikant: 
Die niedrigste Schulabbre-
cherquote unter ausländi-
schen Jugendlichen gibt es 
in Hessen (10,3 Prozent), 
die höchste in Bremen (29 
Prozent) und Sachsen-
Anhalt (29,4 Prozent) 
(Quelle: Bertelsmann Stif-
tung) 

Deutlicher Anstieg der Be-
schäftigung im Verarbeiten-

me zu verzeichnen. So wird 
für die Straßengüterver-
kehrsleistung bis 2050 
etwa eine Verdoppelung 
erwartet und auch beim 
Personenverkehr werden 
trotz der demografischen 
Entwicklung einer älter wer-
denden Gesellschaft weite-
re Zunahmen der Fahrleis-
tungen prognostiziert. 

In zweiter und dritter Le-
sung wurde das Gesetz zur 
Klärung der Vaterschaft 
unabhängig vom Anfech-
tungsverfahren verabschie-
det. Anfechtungsberechtig-
te Personen (rechtlicher 
Vater, Mutter, Kind) erhal-
ten einen Anspruch auf 
Einwilligung in eine geneti-
sche Untersuchung zur Klä-
rung der Abstammung und 
Duldung der Entnahme 
einer für die Untersuchung 
geeigneten Probe. Für den 
Fall einer erheblichen Be-
einträchtigung des Wohls 
des minderjährigen Kindes 
ist eine Aussetzung des 
Feststel lungsverfahrens 
vorgesehen. 

In erster und zweiter Le-
sung wurde das Gesetz zur 
Änderung des Waffengeset-
zes und weiterer Vorschrif-
ten beraten, mit denen An-
forderungen aus dem inter-
nationalen Bereich (u. a. 
VN-Schusswaffen-protokoll) 
in innerstaatliches Recht 
umgesetzt und zudem 
punktuelle Lücken und 
Schwachstellen im Waffen-
recht beseitigt werden. Das 
Führen von Anscheinwaffen 
(Kriegswaffen und Pump-
gun-Imitate) in der Öffent-
lichkeit wird verboten.  

Ausgelöst durch die Fleisch-
skandale in jüngster Zeit 
wurde in erster Lesung das 
Gesetz zur Änderung des 
Lebensmittel - und Futter-
mittelgesetzbuches sowie 
anderer Vorschriften bera-
ten. Zur Verbesserung des 
Verbraucherschutzes sollen 
Lebensmittelunternehmen, 
an die unsichere Lebens-
mittel geliefert worden sind 
und die diese zurückwiesen 
haben, verpflichtet werden, 
die zuständige Behörde 

über den Lieferanten zu 
informieren. Der Bußgeld-
rahmen soll dabei von 
20.000 Euro auf 50.000 
Euro angehoben werden.  

Der Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD 
Nicht -kommerzielle klini-
sche Studien in Deutsch-
land voranbringen setzte 
sich mit der Situation von 
nicht-kommerziellen klini-
schen Studien auseinan-
der, die häufig der Thera-
pieoptimierung bzw. dem 
Therapievergleich dienen, 
aufgrund gestiegener büro-
kratischer und finanzieller 
Hürden für die Wissen-
schaft aber immer schwieri-
ger durchführbar sind. Der 
Antrag enthält eine Reihe 
von Vorschlägen, wie diese 
Erleichterungen insbeson-
dere bei Dokumentations-
pflichten erwirkt werden 
können und wie Deutsch-
land als Standort für die 
klinische Forschung weiter-
entwickelt werden kann. 

In erster Lesung wurde das 
Achte Gesetz zur Änderung 
des Bundesimmissions-
s c h u t z g e s e t z e s  ( 8 .  
BlmSchG) beraten, mit dem 
der Ausbau der Biokraft-
stoffe ab dem Jahr 2015 
stärker als bisher auf die 
Minderung der Treibhaus-
gasemissionen ausgerich-
tet werden soll. Die zu errei-
chende Quote wird als Net-
t o - K l i m a s c h u t z b e i t r a g  
(Dekarbonisierung) auf 5 
Prozent bis zum Jahr 2015 
und auf 10 Prozent bis zum 
Jahr 2020 festgelegt. 

Mit dem Straßenbaubericht 
2007 unterrichtete uns die 
Bundsregierung in dieser 
Woche neben der fortlau-
fenden Berichterstattung 
über die Straßenbauleis-
tungen über die aktuellen 
Entwicklungen sowie wichti-
ge Neuerungen bei den 
rechtlichen, finanziellen 
und administrativen Rah-
menbedingungen für den 
Fernstraßenbau. Wie in den 
Vorjahren ist erneut eine 
deutliche Verkehrszunah-
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DRESDEN AKTUELL  
DIE CDU IN SACHSEN 

Demonstrationsverbot für Neonazis in Sachsen? 

Mindestens 25.000 Men-
schen verloren nach Schät-
zungen von Historikern ihr 
Leben - als Dresden vor 63 
Jahren - vom 13. bis zum 
15. Februar - bombardiert 
wurde. Am Mittwoch ge-
denken die Bürger der 
Stadt in vielen Veranstal-
tungen der Opfer und der 
Zerstörung. 

 Und wie in den vergange-
nen Jahren werden auch 
wieder Rechtsextreme auf-
marschieren, die den alli-
ierten Angriff auf Dresden 
mit dem Völkermord des 
NS-Regimes gleichsetzen. 

 Das Land Sachsen will 
diese Aufmärsche zukünf-
tig mit einem neuen Ver-
sammlungsgesetz verhin-
dern, das gestern im Kabi-
nett beschlossen wurde. 

 Einzelheiten von Geert 
Mackenroth von der CDU, 
Staatsminister der Justiz in 
Sachsen. 

 Sabine Porn: Rechtsextre-
me Aufmärsche an sensib-
len Orten und Tagen soll es 
in Sachsen nicht mehr ge-
ben. Welche Orte, welche 
Tage sind das? 

 Geert Mackenroth: Wir 
haben zusammen mit His-
torikern und Betroffenen 

die sächsische Geschichte 
durchforstet und festge-
stellt, dass bestimmte Orte 
besonders belastet sind. 
Das sind zum Beispiel die 
Synagogen in Dresden und 
Görlitz und die früheren 
Synagogen an anderen 
Orten, die Gelände ehema-
liger Konzentrationslager, 
die Frauenkirche in Dres-
den, das Völkerschlacht-
denkmal in Leipzig und 
andere. Die sensiblen Tage, 
an denen die besondere 
Erinnerung wach gehalten 
wird, sind der 27. Januar, 
der Holocaust-Gedenktag, 
der Tag der nationalsozia-
listischen so genannten 
Machtübernahme am 30. 
Januar, der Tag der Kapitu-
lation am 8. Mai, das Stauf-
fenberg-Attentat auf Hitler 
am 20. Juli, der Beginn des 
Zweiten Weltkriegs mit dem 
Überfall auf Polen am 1. 
September, usw. - also es 
sind eine ganze Menge von 
sensiblen Orten und Tagen 
aufgeführt. 

 Porn: Mit diesem neuen 
Gesetz können Neonazi-
Aufmärsche aber natürlich 
nicht generell verboten 
werden, oder? 

 Mackenroth: Nein, es wür-
de das Gesetz missverste-
hen, wenn es verstanden 
würde als Einschränkung 
des Demonstrationsrech-
tes, das ist nicht unser An-
satz. Wir wollen umfassend 
die Würde der Opfer und 
das Gedenken an diese 
Opfer an diesen Tagen und 
Orten schützen, und haben 
uns in einem verfassungs-
rechtlich außerordentlich 
schwierigen Abwägungspro-
zess zu der Auffassung 
durchgerungen, dass an 
diesen Tagen und Orten die 
Würde der Opfer vorgeht 
und den Demonstrationszü-
gen zugemutet werden 
kann, andere Orte zu ande-
ren Zeiten aufzusuchen. 
Das heißt, an anderen Ta-
gen, zu anderen Orten 
muss selbstverständlich - 
wie von unserer Verfassung 

so vorgegeben - das De-
monstrationsrecht respek-
tiert werden, auch wenn die 
Inhalte einem nicht passen. 
Das ist für unsere Verfas-
sung, für unser Gemeinsys-
tem schlechthin konstitutiv. 

 Porn : Nun gibt es aber Poli-
tiker anderer Parteien und 
Verfassungsrechtler, die 
genau diesen Entwurf, über 
den wir jetzt sprechen, kriti-
sieren und auch den als 
Einschränkung des Grund-
rechts auf die Versamm-
lungsfreiheit werten. Was 
sagen Sie den Kritikern? 

 Mackenroth : Wir haben die 
Sache insoweit abgeklopft 
und glauben uns auf der 
sicheren Seite. Das Bun-
desverfassungsgericht hat 
gerade etwas für Branden-
burg in vergleichbaren Fäl-
len schon positiv entschie-
den. Nachdem die Hoheit 
über das Versammlungs-
recht im Zuge der Födera-
lismusreform vom Bund auf 
die Länder übergegangen 
ist, glauben wir, dass wir 
das tun können. Es gibt 
andere Orte, wie zum Bei-
spiel in Berlin das Holo-
caust-Denkmal, was als Ort 
überregionaler Bedeutung 
bereits durch die Recht-
sprechung mit den Ein-
schränkungen des De-
monstrationsrechts sankti-
oniert worden ist. Wir über-
tragen diese Rechtspre-
chung nur punktgenau auf 
die regionalen Besonder-
heiten in Sachsen, das ist 
verfassungsrechtlich zuläs-
sig. Ich bin der festen Über-
zeugung, dass sich unser 
Gesetzentwurf, der im Ver-
gleich auch wirklich zu den 
Gesetzentwürfen anderer 
Länder - etwa Bayern - sehr 
sauber abgegrenzt ist, in 
den Verfassungsgrenzen 
hält. 

 Porn : Ursprünglich wollten 
Sie mit dem Gesetz noch 
mehr Tage und mehr Orte 
schützen, zum Beispiel 
auch den 17. Juni, den Jah-
restag des Arbeiteraufstan-

des von 1953, auch den 
14. August, den Tag des 
Mauerbaus 1961. Hätten 
Sie sich damit nicht leicht 
dem Vorwurf ausgesetzt, 
NS-Verbrechen mit anderen 
Unrechtsystemen gleichzu-
setzen? 

 Mackenroth : Die Singulari-
tät des Holocaust steht 
außer Frage. Wir haben 
allerdings in der sächsi-
schen Verfassung auch 
eine Gleichsetzung der Dik-
taturen, die im Prinzip im 
Hinblick auf die Opfer in 
der Tat jedenfalls so gleich-
zusetzen sein sollten. Wir 
haben die Gesetze, diese 
von Ihnen genannten Da-
ten und Orte, allerdings 
rausgenommen, weil wir 
nicht feststellen können, 
dass im Hinblick auf den 
bestimmten Schutzzweck, 
den wir erreichen wollen - 
nämlich die Würde der Op-
fer gerade dieser Erinne-
rungstage und Orte - durch 
Demonstrationen beein-
trächtigt wird. Wir stellen 
da kein praktisches Bedürf-
nis fest; deswegen ist es 
richtig, diese Orte rauszu-
nehmen und nicht zu re-
geln. 

 Porn : Das heißt, mit dem 
jetzigen Kompromiss sind 
Sie auch zufrieden? 

 Mackenroth : Ich bin mit 
dem Kompromiss hoch 
zufrieden und glaube,  dass 
es eine angemessene Ant-
wort ist auf das was in 
Sachsen passiert. Man soll 
die Sache nicht überbewer-
ten, es ist kein Allheilmittel, 
und der Kampf gegen den 
Rechtsextremismus muss 
auf allen Bereichen, allen 
gesellschaftlichen Schich-
ten weitergehen. Aber es ist 
ein klares, politisches Sig-
nal, die braune Soße an 
diesen Tagen, an diesen 
Orten wollen wir im Frei-
staat Sachsen nicht. 

Interview mit dem Inforadio 
RBB, 13.02.2008 

Geert Mackenroth 

Sächsischer Justiz-
minister 
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Aktuelles von der CDU-Stadtratsfraktion Zwickau 
 Debatte über Investitionen und neuer Dezenatszuschnitt 

Gerald Otto 

Stadtratsfraktionsge-
schäftsführer 

Frank Seidel 

Fraktionsvorsitzender 

Haushalt für 2008 ist 
beschlossen 

Nachdem in der letzten 
Stadtratssitzung der Haus-
halt der Stadt Zwickau na-
hezu einstimmig vom Stadt-
rat beschlossen wurde, 
gehen die inhaltlichen Dis-
kussionen über die noch 
zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mittel aus dem 
GGZ - Wohnungsverkauf  
weiter, um schnellstmög-
lich auch dazu präzise Ziel-
setzungen festzulegen. 

Beratungen über die 
Prioritäten möglicher 
Investitionen aus den 

finanziellen Mitteln des 
GGZ-

Wohnungsverkaufes 

 In der Sitzung des Finanz- 
und Liegenschaftsaus-
schusses am 20.02.08 
wurde dazu eine nichtöf-
fentliche Informationsvorla-
ge beraten, um möglichst 
einen überfraktionellen 
Konsens über die in Angriff 
zu nehmenden Maßnah-
men zu finden. Da der Rest 
der aus dem Wohnungsver-
kauf noch zur Verfügung 
stehenden Mittel sich bei 
der GGZ und nicht im Haus-
halt der Stadt Zwickau be-
finden, nehmen bei diesen 
Beratungen immer steuerli-
che Gestaltungsfragen eine 
nicht unwesentliche Rolle 
ein. Deswegen beraten wir 
über die Prioritäten von 
möglichen Investitionen 
und die sich daraus erge-
benden Folgen für den 
städtischen Haushalt, wie 
auch für die GGZ noch in 
nichtöffentlicher Sitzung. In 
den nächsten Wochen wird 
sich auch die GGZ mit der 
Mittelverwendung beschäf-
tigen, denn zum Erhalt der 
Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem umkämpften Zwickau-
er Wohnungsmarkt, sind 
auch betriebliche Investitio-
nen in nicht unerheblichen 

Umfang nötig. Dieser be-
triebliche Bedarf muss bei 
den städtischen Ausgabe-
planungen unbedingt be-
rücksichtigt werden, um die 
durch den Verkauf ge-
schwächte Leistungsfähig-
keit des kommunalen Woh-
nungsunternehmens zu 
stärken. In der im Finanz- 
und Liegenschaftsaus-
schuss beratenen Vorlage 
wurden die sich bereits im 
Gespräch befindlichen 
mögliche Maßnahmen auf-
gelistet und ohne Vertrauli-
ches preis zu geben, war im 
Laufe der Beratung eine 
Prioritätensetzung in Rich-
tung „Neubau einer 
Schwimmhalle“, „Neubau 
eines Gebäudes für das 
Stadtarchiv“, „Ausstattung 
der neuen Stadtbibliothek“, 
„Intensivierung der Sanie-
rung des Clara-Wieck-
Gymnasiums“ und dem 
„Ankauf von Flächen für 
Gewerbeansied lungen“  
erkennbar. In Richtung 
Schulsanierung scheint es 
zur Zeit nicht viel zu brin-
gen noch mehr städtisches 
Geld als Eigenanteil zur 
Sanierung in den Haushalt 
einzustellen, da von Seiten 
des Fördermittelgebers die 
Bearbeitung und Auszah-
lung von Geldern für den 
Schulhausbau sehr zeitver-
zögert voran geht, sei es 
wegen sich ständig ändern-
den Vorschriften oder per-
sonellen Engpässen in den 
Behörden. Fakt ist leider, 
im Jahr 2008 ist in den 
Zwickauer Schulen aus 
diesen Gründen fast nichts 
passiert, obwohl Millionen 
an Eigenmitteln im Haus-
halt eingestellt waren. Wir 
müssen uns dafür einset-
zen, diese Abläufe zu opti-
mieren und schneller zu 
einer Bauausführung zu 
gelangen. 

Demnächst Debatte im 
Stadtrat über neuen 
Dezernatszuschnitt 

In der nächsten Stadtrats-
sitzung muss der Stadtrat 
über die zukünftige Struk-
tur der Geschäftskreise der 
S t a d t v e r w a l t u n g 
(Dezernate) beschließen. 
Da in diesem Jahr die Wahl 
des OB und sämtlicher Bei-
geordneten statt findet und 
sich nach § 55 Abs.1 Säch-
GemO die Zahl der Beige-
ordneten an der Größe der 
Gemeinde bemisst, ist die-
se Neufestlegung gesetz-
lich vorgeschrieben und 
deswegen in der Hauptsat-
zung der Stadt anzupassen. 
In der Vorberatung des 
Haupt- und Verwaltungs-
ausschusses wurde die 
Beschlussvor lage der 
Stadtverwaltung durch ei-
nen Änderungsantrag nicht 
unwesentlich verändert. 
Dem zukünftigen OB wur-
den Aufgaben entzogen 
und die Dezernate folgen-
dermaßen gegliedert: D1 – 
Finanzen, Personalverwal-
tung, und Zentrale Dienste; 
D2 – Wirtschaft, Bildung 
und Ordnung und D3 – 
Bauen. Dem OB blieben 
demnach nur das Presse- 
und OB-Büro, das Rech-
nungsprüfungsamt und die 
Gleichstellungs- und Aus-
länderbeauftragte. 

Da die Stadtverwaltung in 
ihrer Stellungnahme einige 
Bedenken gegen diese poli-
tisch gewollte Struktur äu-
ßert, ist mit einer interes-
santen Debatte dazu im 
Stadtrat zu rechnen.  

 Gerald Otto – Fraktionsge-
schäftsführer 
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DIE CDU VOR ORT KPV: Mit dem neuen Kreis Zwickau gehören wir zu 

Sachsens Spitze 

 von Thomas Schneider 

Thomas Schneider 

Regionalvorsitzender 
der KPV Chemnitzer 
Land - Mittweida – 
Zwickau/Werdau  

2008 ist nicht arm an Wei-
chenstellungen. Mit der 
Funktional-, Verwaltungs- 
und Kreisreform stehen wir 
mitten in einem Jahr voller 
Veränderungen für die 
kommunale Familie in 
Sachsen. Neue Strukturen 
entstehen, die es durch-
dacht mit Leben zu erfüllen 
gilt. Die Landrats- und 
Kreistagswahlen im neuen 
Landkreis Zwickau, aber 
auch die turnusmäßigen 
Oberbürgermeister- und 
Bürgermeisterwahlen, be-
greife ich an dieser Stelle 
als besonderen Ansporn für 
unsere CDU. 

Die Kommunalpolitische 
Vereinigung der CDU, das 
Netzwerk kommunal Ver-
antwortlicher innerhalb der 
CDU, veranstaltete in die-
sem Monat im Ratskeller 
z u  W a l d e n b u r g  e i n  
„kommunalpolitisches Neu-
jahrsgespräch“, das vor 
allem den Gedanken- und 
Informat ionsaustausch 
innerhalb der kommunalen 
Reihen unseres zukünfti-
gen gemeinsamen Land-
kreis zum Zwecke hatte. 
Und dies mit Erfolg. Mit 
zwei Impulsreferaten aus 
zwei unterschiedlichen Per-
spektiven war eine gute 
Grundlage für eine ange-
regte Diskussion gelegt 
worden. Marco Wanderwitz 
MdB, Mitglied der AG Kom-
munalpolitik der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, und 
Oberbürgermeister Dr. 
Hans-Christian Rickauer, 
Vorsitzender des Vereins 
sächsischer Bürgermeister 
e.V. referierten zu den Her-
ausforderungen des neuen 
Jahres vor ihrem jeweiligen 
politischen Arbeitshinter-
grund. 

„Ich sehe den neuen Land-
kreis Zwickau als den wirt-
schaftlichen Motor unter 
allen Landkreisen des Frei-
staates und damit auf ei-
nem guten Weg.“, so Hans-

Christian Rickauer zusam-
menfassend. Marco Wan-
derwitz in seinem Plädoyer 
weitergehend: „Wir im neu-
en Landkreis müssen ge-
meinsam und selbstbe-
wusst im regionalen, inner-
deutschen und europäi-
schen Standortwettbewerb 
auftreten. An existierenden 
Defiziten gilt es entschlos-
sen zu arbeiten.“ Beson-
ders wichtig erscheinen 
dabei die ernsthafte Auf-
nahme der Herausforde-
rungen, einmal die Be-
schäftigungssituation im 
Kreis weiter zu verbessern. 
Eine gut ausgebaute Infra-
struktur und Wirtschaftsför-
derung sind wichtig für un-
seren langfristigen Erfolg. 
Aber auch die mit dem de-
mografischen Wandel ver-
bundenen Fragen sind zu 
beantworten. Hier dürfen 
nicht nur Konzepte für eine 
alternde Gesellschaft Ein-
gang in unser Handeln fin-
den, sondern vor allem 
auch das ständige Tun für 
beste Rahmenbedingungen 
für junge Familien in unse-
rem Landkreis. 

Wichtig erscheint zu beto-
nen, dass abschließend die 
aus dem gesamten neuen 
Kreisgebiet angereisten 
davon überzeugt sind, mit 
den richtigen Kandidaten - 

erfahren und ideenreich, 
als auch alt und jung ge-
meinsam - einen überzeu-
genden Wahlkampf aufzu-
nehmen und weiter in un-
serem Kreis gute Politik zu 
machen. Denn wir sehen 
unseren Landkreis, wirt-
schaftlich als auch kulturell 
nicht nur in der Vergangen-
heit, sondern vor allem in 
der Zukunft an einer Spit-
zenposition. Ziel unserer 
Kreispolitik sollte es sein, 
an ein großes Erbe anzu-
knüpfen und darauf auf-
bauend auch neue Wege zu 
gehen.  

„Stark vor Ort, so zeigt sich 
die zukünftige CDU Zwickau 
als die Kommunalpartei im 
neuen Landkreis.“, so der 
einhellige Tenor. Unsere 
Ortschafts-, Gemeinde -, 
Stadt- und Kreisräte sind 
eine starke Gemeinschaft. 
Abschließend möchte ich 
diese Stelle daher auch 
nutzen, alle Mandatsträger 
der CDU einzuladen, sich 
der KPV anzuschließen. Ich 
würde mich sehr freuen, 
gemeinsam mit Ihnen und 
allen Mitgliedern der KPV 
die kommenden Aufgaben 
anzupacken und für unse-
ren Kreis und die Sache 
der Union Einsatz zu zei-
gen. 

US-Konsul zu Gast bei der Jungen Union in Zwickau 

Auf Einladung der Jungen 
Union Zwickau/Zwickauer 
Land besuchte der Konsul 
für Öffentliche Angelegen-
heiten beim Generalkonsu-
lat der Vereinigten Staaten 
in Leipzig, Marc L. Wenig, 
am 7. Februar Zwickau. Er 
hielt im Alten Gasometer 
einen Vortrag zur Außenpo-
litik der USA seit dem 11. 
September 2001, der auf 
reges Interesse, nicht nur 
bei JU– oder CDU -
Mitglieder, sondern auch 
bei Schülern und (noch-)

n i c h t - C D U - Mi tg l i edern  
stieß. 

Im Bild sind zu sehen 
(v.l.n.r.): 

Frank Seidel, Oberbürger-
meisterkandidat der Zwi-
ckauer CDU; Dr. Michael 
Luther MdB, Jan Löffler, 
Vorsitzender CDU Neukir-
chen, Konsul Marc L. We-
nig, Thomas Starke; JU–
Vorsitzender 



Seite 7 POLITIK AKTUELL  02/2008 

ZWICKAU AKTUELL  
DIE CDU VOR ORT Junge Leute in die Parlamente 

CDU Mülsen nominiert Carsten Körber für den Kreistag 

In einer Mitgliederver-
sammlung am 8. Februar 
2008 hat die CDU Mülsen 
ihren Vorsitzenden, den 
28jährigen Betriebswirt 
Carsten Körber, für die 
Kreistagswahl im Juni 
2008 vorgeschlagen. Der 
Ortsverband will damit ei-
nen Beitrag zur Verjüngung 
des Kommunalparlaments 
leisten. Zuvor hatte der 
Kreisvorsitzende der Jun-
gen Union (JU), Thomas 
Starke, die Arbeit des JU-
Kreisverbands vorgestellt 
und auf die beunruhigende 
Altersstruktur der Sächsi-
schen Union hingewiesen. 
„Ich freue mich, dass die 
CDU Mülsen mit Carsten 
Körber einem aktiven Mit-
glied der Jungen Union ihr 

Vertrauen geschenkt hat. 
Das ist ein ermutigendes 
Zeichen. Wir brauchen 
noch mehr solche Beispie-
le, damit unsere Partei in 
der Region Zwickau auch in 
Zukunft personell gut auf-
gestellt ist.“ Auch der CDU-
Kreisvorsitzende Dr. Micha-
el Luther unterstrich: „Wir 
dürfen über einen Generati-
onswechsel in der Politik 
nicht nur reden, sondern 
wir müssen auch etwas 
dafür tun. Die Kreistags-
wahl beispielsweise ist da-
zu eine gute Gelegenheit. 
Wenn sich jemand aus der 
Jungen Union bereit erklärt, 
politische Verantwortung zu 
übernehmen, hat er meine 
volle Unterstützung.“  

Dr. Michael Luther MdB Carsten Körber 

Dr. Kurt Oesterle, Tübingen 

Stammheim 

- Die Geschichte des Vollzugsbeamten Horst Bubeck - 

Dr. Kurt Oesterle 

Horst Bubeck, so heißt der 
Mann, der im Gefängnis 
von Stammheim jahrelang 
für den siebten Stock zu-
ständig ist, in dem in den 
1 9 7 0 e r n  d i e  R A F -
Terroristen der ersten Ge-
neration einsaßen. Tagtäg-

Geschichte kommen zuta-
ge: gänzlich unbekannte 
Details, unerhörte Ge-
schichten, Bizarrerien, Ge-
meinheiten und Repressio-
nen – und auch die Hack-
ordnung unter den Gefan-
genen selber. Sichtbar wird 
ein verzweifelt-perfider 
Kampf um die Freiheit, und 
mittendrin ein einfacher 
Amtsinspektor als Zeitzeu-
ge, eine ganz andere Per-
spektive: “Stammheim“, 
eine Komposition aus Er-
zählung, literarischer Re-
portage und historischem 
Essay.  

Am Donnerstag (nach Os-
tern), 27. März, 19 Uhr, 
liest der Autor auf Veranlas-
sung von Karl-Ernst Müller 
in der Westsächsischen 
Hochschule Zwickau, Acri-
cola Bau Dr.-Friedrichs-Ring 
2A, Raum 307 aus seinem 
Buch, wobei er hier beson-

ders auf die STASI-
Zusammenhänge, die in 
dem Buch noch keine Rolle 
spielen, eingehen wird. Der 
Eintritt ist frei. Bitte geben 
Sie die Nachricht an Inte-
ressenten weiter. 

lich hatte er Umgang mit 
ihnen. Und obwohl er von 
Baader, Meinhof & Co be-
leidigt, geschlagen, getre-
ten wurde, hat er nie dage-
gen gehalten. Nach Jean-
Paul Sartres legendärem 
Stammheim-Besuch wuss-
te Bubeck, welche Lügen 
die Terroristen über die 
Haftbedingungen in Umlauf 
brachten. Doch nicht nur 
die inhaftierten Terroristen 
setzten den Vollzugsbeam-
ten zu, sondern auch die 
Presse von rechts und 
links. Und auch vom Staat 
fühlten sie sich im Stich 
gelassen.  

Auf nahezu aussichtslosem 
Posten, einer Art letzter 
Bastion des Rechtsstaates, 
wird der ohnmächtige Voll-
zugsbeamte zum Chronis-
ten und Erzähler der be-
rühmten Staatsfeinde im 
Knast. In dieser wahren 
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CDU KV Zwickau-Werdau 

Termine März / April 2008 

01.03.08 Wahlkreismitgliederversammlung  der CDU 
Zwickau-Werdau und des CDU -
Kreisverbandes Chemnitzer  Land mit der 
Nominierung des Landratskandidaten und 
der Kreistagskandidaten, Ort: Clubhaus 
Sachsenring, Crimmitschauer Str. 67, Zwi-
ckau; Zeit: 9.30 Uhr 

 

 

08.03.08 Internationaler Frauentag 

10.03.08 Regionalkonferenz „Ländlicher Raum“ der 
CDU-Landtagsfraktion; Ort: Daetz-Zentrum 
Lichtenstein; Zeit: 19.00 Uhr 

12.04.08  Gründung des neuen Kreisvorstandes und 
Wahl des Kreisvorstandes 
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